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Analyse

Die Bürgerplattform (PO) vor den Parlamentswahlen
Janusz A. Majcherek, Krakau

Zusammenfassung
Die Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) entstand vor zehn Jahren aus einem gesellschaftlichen 
Aufruhr gegen die erstarrte politische Elite der III. Republik. Mittlerweile ist sie selbst eine Machtpartei – 
tief in die staatlichen Strukturen eingewachsen und gezwungen, der Rebellion gegen das System Wider-
stand zu bieten, die von der größten oppositionellen Kraft entfacht wurde. Trotzdem oder dank dessen hat 
sie die Chance, die erste polnische politische Gruppierung nach 1989 zu werden, die bei den Parlamentswah-
len wiedergewählt werden und die Regierungsverantwortung für eine zweite Amtszeit übernehmen könnte. 
Dieser Erfolg ist jedoch noch nicht sicher, denn es zeichnen sich einige Gefahren ab, die für die PO ernst-
hafte Herausforderungen darstellen.

Donald Tusk, Ministerpräsident aus den Reihen der 
PO, stammt aus einem stark wertegebundenen 

Milieu, das er selbst mitaufgebaut hat und in dem er sich 
immer noch zu Hause fühlt. Aus diesem Milieu kom-
men auch seine engsten Mitarbeiter und Weggefährten. 
Es sind dies die Danziger Liberalen, die sich nach wie 
vor im Umfeld der vierteljährlich erscheinenden Zeit-
schrift »Przegląd Polityczny« bewegen, die in der Zeit der 
Volksrepublik illegal gegründet worden war. Tusk ist der 
Herausgeber eines Sammelbands mit dem selbstbewuss-
ten Titel »Die Idee des Danziger Liberalismus« (poln.: 
Idee gdańskiego liberalizmu), der die wichtigsten Über-
legungen und Abhandlungen dieses Kreises vereint und 
dessen Werteprofil zum Ausdruck bringt. Nach 1989 
hatte dieser Kreis versucht, seine theoretischen Leistun-
gen praktisch in die Politik einzubringen und gründete 
zu diesem Zweck den Liberal-Demokratischen Kongress 
(Kongres Liberalno-Demokratyczny – KLD). Der Erfolg 
trat erstaunlich schnell ein und war spektakulär, schlug 
aber bald in eine empfindliche Niederlage um. Nach-
dem er 1990 die Staatspräsidentenwahlen gewonnen 
hatte, übertrug der aus Danzig stammende Lech Wałęsa 
Jan Krzysztof Bielecki, einem der führenden Danziger 
Liberalen, das Amt des Ministerpräsidenten – dies hatte 
vorher Tadeusz Mazowiecki inne. (Bielecki ist zurzeit 
Vorsitzender des Wirtschaftsrats, eines beim Minister-
präsidenten angesiedelten Beratergremiums.) Nach dem 
Niedergang des Kommunismus schien der Liberalismus 
als Ideologie der polnischen Transformation und des 
neuen politischen Systems zu triumphieren. Allerdings 
erlitt der KLD mit seinen ostentativen liberalen Paro-
len in den Parlamentswahlen von 1993 eine spektaku-
läre Niederlage und scheiterte an der 5%-Hürde. Damit 
fiel er aus dem parlamentarischen und bald darauf auch 
aus dem politischen Geschehen heraus. Dieses Ereig-
nis ging in das kollektive Gedächtnis dieses Umfelds 
als Warnung vor einer allzu deutlichen Ideologisierung 
der eigenen politischen Offerte und vor einer allzu ide-
ellen Prinzipientreue des politischen Programms ein. 

Die ideengebundene Haltung wurde von Pragmatis-
mus verdrängt. 

Das Projekt der PO, an deren Entstehen im Jahr 2001 
Tusk beteiligt war, hatte jedoch noch etwas von diesem 
liberalen Geist – Widerstand gegen den Etatismus und 
Zentralismus der politisch Verantwortlichen im Namen 
eines spontanen Engagements der autonomen Bürger 
und der von ihnen gestalteten Bürgergesellschaft (was 
sich auch im Namen der Bürgerplattform widerspiegelte, 
die zunächst als Verein begann). Die liberale Einstellung 
zum Individuum, zur Gesellschaft und zum Staat wurde 
nicht offen zur Schau gestellt. Die Antwort der Gesell-
schaft war spontan und breit gefächert, die politischen 
Erfolge allerdings mäßig. In den Parlamentswahlen von 
2001 kamen nur knapp 13 % der Stimmen zusammen. 
2005, als sowohl Parlamentswahlen als auch Staatsprä-
sidentenwahlen stattfanden, war die Demaskierung des 
liberalen Gesichts der PO das Hauptmotiv des Wahl-
kampfs der Brüder Lech und Jarosław Kaczyński (Recht 
und Gerechtigkeit/Prawo i Sprawiedliwość – PiS). Lech 
Kaczyński kandidierte für das Amt des Staatspräsiden-
ten und Jarosław Kaczyński war (und ist) Parteivorsit-
zender von PiS. Dieser doppelte Wahlkampf tobte um 
die von den Kaczyńskis geprägte Gegenüberstellung 
»solidarisches Polen« vs. »liberales Polen« und endete 
mit ihrem doppelten Sieg und der doppelten Nieder-
lage der PO. Tusk war damals als PO-Kandidat für das 
Amt des Staatspräsidenten aufgestellt worden. Der Libe-
ralismus schien damit gesellschaftlich diskreditiert und 
politisch begraben zu sein. 

Jedoch endete die Regierung von PiS, die eine kom-
promittierende Koalition mit Populisten und Nationa-
listen eingegangen war, von Skandalen begleitet in einer 
politischen Niederlage. In den vorgezogenen Neuwah-
len erhielt die PO massenhaft Unterstützung, die nicht 
zuletzt auf das Bedürfnis nach einem Antidotum gegen 
die abschreckenden Leistungen der Brüder Kaczyński 
zurückzuführen ist. Zum Sieg verhalf der PO insbe-
sondere die neue, junge Mittelklasse, die teilweise als 
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neues Bürgertum bezeichnet wird. Ihr Entstehen und 
Erstarken ist ein Ergebnis des Transformationsprozes-
ses seit 1989. 

Im Verlauf dieser Transformation fand in Polen eine 
heftige, tief greifende und breit angelegte Umgestal-
tung der gesellschaftlichen Struktur statt. Die plötz-
lich verschwindenden und neu entstehenden, schnell 
schrumpfenden und sich rasch vergrößernden sozialen 
Gruppen suchten eilig und chaotisch ihre politische Ver-
tretung, was zur Instabilität des Parteiensystems führte 
sowie zu seiner ebenso plötzlichen wie unkoordinierten 
Umgestaltung. Die Interessen, Erwartungen und ehr-
geizigen Pläne von Gruppen spielten bei dieser Neuge-
staltung eine größere Rolle als ideelle Überzeugungen 
oder doktrinäre Präferenzen. Daher gibt es in Polen 
keine eindeutig konservative Partei (und das in einer 
stark katholischen Gesellschaft, deren Papst über lange 
Jahre ein Landsmann war!), ebenso wenig wie eine ein-
deutig sozialdemokratische (die Linke wurde mit dem 
Kommunismus assoziiert und repräsentierte die Inte-
ressen der post-kommunistischen Elite und der sozia-
len »post-kommunistischen Waisen«) oder liberale Par-
tei. Die PO will letztere auch nicht sein, zumindest will 
sie nicht als eine solche betrachtet werden – im Euro-
päischen Parlament gehören ihre Vertreter zur Fraktion 
der Europäischen Volkspartei (EVP) und nicht zur libe-
ralen Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa 
(ALDE). Im politischen Diskurs im Inland vermeidet 
sie es, eindeutige ideologische und doktrinäre Aussa-
gen zu treffen und insbesondere den Begriff »Liberalis-
mus« zu verwenden. Das Firmenzeichen der PO wurde 
ein gemäßigter Pragmatismus, der den Erwartungen der 
neuen Mittelklasse entspricht, die die gesellschaftliche 
Basis dieser Partei ist. 

Dieser Pragmatismus hat zweierlei Ausprägung. 
Zum einen ist er nicht ideologisch. Das Motto von 
Ministerpräsident Tusk und der PO-Regierung ist, 
konkrete Probleme zu lösen und nicht irgendein kom-
plexes ideelles Projekt umzusetzen. Dies entspricht der 
neuen Mitteklasse, die wächst und sich festigt und vor 
allem mehr Stabilität und ruhige Bedingungen für die 
eigene Entwicklung wünscht als ideologisch motivierte 
Pirouetten, Auflehnungen oder Kampagnen. Eine solche 
vorsichtige und zurückhaltende Politik erfordert zumin-
dest keine ideelle Selbstverleugnung der PO-Führung 
und des Ministerpräsidenten, stimmt sie doch mit dem 
Modell des liberalen, ideologisch neutralen Staats über-
ein, der die Einmischung in das gesellschaftliche Leben 
und vor allem in die wirtschaftliche Sphäre einschränkt. 

Zum anderen drückt sich der Pragmatismus der PO 
in der genauen Berücksichtigung der sozialen und poli-
tischen Wirklichkeit aus (Pragmatismus = Realismus) 
sowie in der effektiven Kommunikation mit der Gesell-

schaft, was als Zeichen zu werten ist, dass die Partei ein 
professionelles Bild von sich abgibt. Tusk versteht es aus-
gezeichnet, sich mit der Bevölkerung und den Medien zu 
verständigen, er besitzt eine natürliche Überzeugungs-
kraft, die diskret von PR-Beratern perfektioniert wird. 
Das Image des pragmatischen Regierungschefs, der frei 
von politischem Eifer und ideologischer Verbissenheit 
ist, kommt weiten Teilen der Gesellschaft entgegen, die 
zunehmend erschöpft auf die von der Opposition aus-
gerufenen und geschürten ideologischen Konflikte und 
Kriege reagieren.

Reicht Pragmatismus aus?
Ein grundsätzlicher Wert des Pragmatismus von Tusk 
und der PO ist die Gegnerschaft gegenüber ideologischer 
Verbissenheit, doktrinärem Fanatismus und politischer 
Hitzigkeit, die von Jarosław Kaczyński, seinen Partei-
kollegen und seinen Anhängern aggressiv entfacht und 
ungehemmt demonstriert wird. Das von ihnen offensiv 
erklärte Ziel ist die Beseitigung des gegenwärtigen poli-
tischen und sozialen Systems, das in dem Schlagwort, 
die III. Republik durch die IV. Republik zu ersetzen, 
zum Ausdruck kommt. Experten und Kommentatoren 
diskutieren darüber, ob es sich um eine grundsätzliche 
Reformierung der Regeln der polnischen Demokratie 
handeln soll oder schlicht um ihre Beendigung oder 
zumindest um eine wesentliche Schwächung und Ein-
schränkung. In jedem Fall hat die aufdringliche und 
aggressive Unterstützung dieses destruktiven Krawalls 
immer noch abschreckende Wirkung und mobilisiert 
diejenigen, die die Perspektive politischer Erschütterun-
gen beunruhigt. Die Zahl der Polen, die angesichts des 
gegenwärtigen politischen, sozialen und ökonomischen 
Systems so unzufrieden und frustriert sind, dass sie ein 
radikales Programm, das System zu ändern, unterstüt-
zen würden, ist immer noch geringer als die Zahl derje-
nigen, die an Stabilität und Einschätzbarkeit der Situa-
tion und an einer stetigen Entwicklung statt an einem 
Umsturz interessiert sind. In politischer Hinsicht bedeu-
tet das, dass die PO-Anhänger die Sympathisanten von 
PiS überwiegen. 

Dies kann sich allerdings ändern und ändert sich 
auch tatsächlich in einem bestimmten Bereich. Eine 
grundsätzliche Gefahr für die regierende PO kommt von 
außen und hat mit den Folgen der Wirtschaftskrise zu 
tun, die das gesellschaftliche Bedürfnis nach Stabilität 
und die Entwicklungsperspektive berühren – auch wenn 
es Polen gelungen ist, der Rezession zu entgehen, was 
ein wesentlicher Erfolg der Regierung Tusk ist. Gemäß 
der Strategie, hastige und breit angelegte Aktionen zu 
vermeiden, hat die Regierung weder die Wirtschaft mit 
steigenden öffentlichen Ausgaben stimuliert (nach ame-
rikanischem Muster) noch hat sie sie mit Einsparungen 
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beschnitten (nach britischem Muster oder wie die Län-
der, die von der Krise am stärksten betroffen sind wie 
Griechenland und Portugal). Die wirtschaftliche Ver-
langsamung hat jedoch das Ungleichgewicht in den 
öffentlichen Finanzen vergrößert und machte Schritte 
erforderlich, die zwar nicht übereilt, aber doch entschie-
den und zügig zu Sparmaßnahmen führten, was sich im 
Wahljahr auf die gesellschaftliche Unterstützung der 
Regierungspartei auswirken kann. Die heftige Debatte, 
die von der gesetzlich verabschiedeten Beschränkung 
der Einzahlungsbeiträge der Versicherten auf die indi-
viduellen Rentenkonten ausgelöst wurde, machte nicht 
nur eine objektiv vorhandene Bedrohung und Anspan-
nung im Bereich der öffentlichen Finanzen bewusst, son-
dern auch eine teilweise Einschränkung und Bedingt-
heit der Finanzpolitik der Regierung – beispielsweise 
die Unfähigkeit, Reformen bei der verschwenderischen 
und kontraproduktiven Unterstützung der Landwirt-
schaft durchzuführen, was auf die ablehnende Haltung 
des Koalitionspartners, der Polnischen Bauernpartei (Pol-
skie Stronnictwo Ludowe – PSL), zurückzuführen ist. Die 
hohe Inflation, ein Ergebnis äußerer Faktoren, wirkt 
sich in Form steigender Preise aus und verschlechtert 
die Stimmung in der Bevölkerung. Die Regierung Tusk 
kommt recht gut mit der Krise zurecht, die weder sie 
noch Polen verschuldet hat, aber im gesellschaftlichen 
Bewusstsein bleiben der Eindruck von Schwierigkeiten 
und das Gefühl von Instabilität zurück, was mit den 
Erwartungen an die PO-Regierung nicht harmoniert. 

Als besonders ungünstig für die Regierungspar-
tei kann sich eine Politik erweisen, die sich auf die 
laufenden Regierungsgeschäfte und die Lösung kon-
kreter Probleme beschränkt, wenn ihre Verwaltungs-
tätigkeit als inkompetent und die Probleme als unge-
löst bewertet werden. Dies droht insbesondere dem 
Programm der Modernisierung der Infrastruktur. Die 
Einsparungen im öffentlichen Haushalt, aber auch die 
organisatorischen Unzulänglichkeiten verzögern und 
beschränken den Ausbau des Autobahnnetzes, und die 
offenkundige Inkompetenz und das Fehlen eines stra-
tegischen Entwicklungskonzepts haben die Polnische 
Staatsbahn PKP ruiniert. Wenn sich herausstellt, dass 
die Regierung Probleme mit dem Autobahnbau und 
der Modernisierung der Bahn hat, kann das Image der 
pragmatischen Technokraten ernsthaft leiden. Eine 
Politik der kleinen Schritte bedeutet, dass die mögli-
chen Erfolge auch nur klein sind. Das Fehlen großer 
Projekte zieht auch ein Fehlen großer Errungenschaf-
ten nach sich. Auch wenn es zahlreiche kleine Erfolge 
gäbe, würde ihre Summe trotzdem nicht einen so star-
ken Eindruck hinterlassen wie eventuelle spektakuläre 
Leistungen in einigen neuralgischen Bereichen. Zwar 
schützt dies auch vor großen Niederlagen, aber es kann 

den Eindruck eines unzureichenden Entwicklungstem-
pos hervorrufen. 

Eine unzufriedene Wählerschaft…
Enttäuschung und Ungeduld zeigten sich in zwei Grup-
pen, die als besonders starke PO-Unterstützer gelten: 
bei den Stars und Sternchen der Massenkultur und bei 
den Wirtschaftsexperten. Erstgenannte sind sowohl von 
der geringen Aktivität als auch vom Konservatismus 
der Regierungsequipe enttäuscht. Zum symbolischen 
Vertreter, der die Stimmung dieser Gruppe artikuliert, 
wurde der Chefredakteur der polnischen Ausgabe des 
»Playboy« Marcin Meller, der seinen Frust öffentlich 
in den Medien aussprach. Seinen Auftritt, der gleich-
zeitig mit einigen anderen, gleichermaßen spektakulä-
ren stattfand, kann man als Aufstand derjenigen PO-
Wähler interpretieren, die in sozialen Fragen liberaler 
eingestellt sind und die von der PO mehr Courage in 
gesellschaftlichen und kulturellen Fragen erwarten. Die 
kritische Haltung der Wirtschaftsexperten verkörpert 
wiederum Leszek Balcerowicz, der Vater der polnischen 
Transformation und die Führungsfigur des wirtschaftli-
chen Liberalismus. Auch wenn seine Kritik an der Über-
nahme der individuellen Rentenbeiträge aus den kom-
merziellen Fonds in das öffentliche Rentensystem als zu 
hart und einseitig bewertet worden ist, stimmen doch 
viele einflussreiche und meinungsbildende Wirtschafts-
experten dem Vorwurf zu, die Regierung sei in makro-
ökonomischen Dingen übervorsichtig und handele nur 
kurzfristig orientiert. Die Strategie der kleinen Schritte 
und der Beschränkung auf die laufende Verwaltungs-
tätigkeit zeige einen unverhohlenen Unwillen, große 
Reformen anzugehen, und diese seien – so die Meinung 
vieler Wirtschaftsexperten – notwendig für die polni-
sche Wirtschaftspolitik, insbesondere für die Finanz-
politik, aber auch angesichts der Herausforderungen 
der noch immer nicht bewältigten globalen Krise und 
der Erschütterungen in der Europäischen Union, deren 
Ratsvorsitz Polen ab dem 1. Juli 2011 übernehmen wird. 

Die Debatte über den Zustand der öffentlichen 
Finanzen enthüllte verschiedene Deformationen im 
Sozialversicherungssystem, zum Beispiel die unge-
rechtfertigten und ungerechten Rentenprivilegien für 
bestimmte Berufsgruppen, die Verschwendung bei der 
Bewilligung und Auszahlung verschiedener sozialer 
Leistungen und die Unfähigkeit, dies einzuschränken. 
Der Ministerpräsident und die Regierung sagen fast 
geradeheraus, dass die Aufhebung derart kostspieliger 
und unbegründeter Ausgaben aus politischen Grün-
den schwierig sei, da dies den Widerstand bestimmter 
sozialer Gruppen hervorrufen und zu einem Verlust an 
Unterstützung für die Regierungspartei führen könne. 
Das erlaubt einigen Kommentatoren, auch solchen, die 
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der Politik von Tusk und seiner Regierung wohlwollend 
gegenüber eingestellt sind, diese des Konjunkturalismus 
und Opportunismus zu bezichtigen. Die Entstehung 
und Verfestigung des Eindrucks in der Bevölkerung, 
dass der Pragmatismus der PO aus Konjunkturalismus 
und Opportunismus heraus geboren ist und zur Flucht 
vor der Lösung schwieriger und wesentlicher Probleme 
führt, kann dem Ansehen der Partei und ihrer Füh-
rung immens schaden. Paradoxerweise kann die Abnei-
gung, sich bei irgendeiner sozialen oder Berufsgruppe 
unbeliebt zu machen, zu Ernüchterung in der wichtigs-
ten Gruppe führen, nämlich in der neuen Mittelklasse, 
die von der übervorsichtigen Politik der Regierung ent-
täuscht wird und die das Gefühl beschleichen kann, 
dass ihre Erwartungen ignoriert werden, weil sich die 
PO-Politiker ohnehin sicher wähnen, dass sie von die-
ser Gruppe gewählt werden. Meinungsumfragen zeigen, 
dass die Akzeptanz für soziale Privilegien sinkt und diese 
immer häufiger als unverdient und ungerecht bewertet 
werden, während die Zustimmung, sie aufzuheben oder 
zu beschränken, steigt. 

Seit kurzem gibt es Signale aus Regierungskreisen, 
dass Lehren aus dieser Situation gezogen werden. Eine 
der deutlichsten ist die Ankündigung einer grundsätz-
lichen Reform des außergewöhnlich großzügigen, nach-
gerade verschwenderischen Rentensystems der unifo-
mierten Dienste. Dass dieser Vorschlag einige Monate 
vor den Parlamentswahlen im Herbst gemacht wird, 
suggeriert ein Umschwenken in der Taktik, alle heik-
len Fragen zu umgehen. Nun sollen mutigere Lösungen 
gefunden werden, um der Regierungspartei das Image 
von Standhaftigkeit zu geben.

… die passiv ist
Es ist allerdings zweifelhaft, ob der aggressiven Kampa-
gne der Opposition wirksam Widerstand geleistet wer-
den kann, ohne die eigene Wählerschaft zu mobilisieren 
und mit einer attraktiven und überzeugenden Vision zu 
packen. Jarosław Kaczyński und seine Umgebung haben 
so eine Vision, die ihre Wähler mitreißt, auf einer natio-
nal-katholischen Ideologie aufgebaut. Die Frage ist, ob 
deren Gegenpart eine andere Vision sein sollte oder über-
haupt keine Vision. PiS hat ihr »Großes Projekt« for-
muliert, das sich auf diese Vision und eine ideologische 
Grundlage stützt. Die PO steht vor dem Dilemma, die-
sem entweder ein eigenes »großes Projekt« entgegenzu-
setzen oder ein solches nicht zu haben bzw. die Notwen-
digkeit zu bestreiten, ein solches Projekt zu brauchen. 
Die zweite Lösung, die bisher eindeutig bevorzugt und 
sogar geradeheraus benannt wurde, hat den Nachteil, 
dass sie keine mobilisierende Kraft in sich birgt. Bisher 
hat die Angst vor der Vision von PiS und vor den von ihr 
unterstützten Projekten die mobilisierende Rolle über-

nommen. Die Wählerschaft der PO wurde durch die 
Gefahr von Seiten PiS aktiv, also durch eine negative 
Motivation. Es ist nicht klar, ob das Gefühl von Gefahr 
seine mobilisierende Kraft bis zu den Wahlen in diesem 
Herbst beibehält, insbesondere da die PiS-Regierung in 
den Jahren 2005 bis 2007 im Gedächtnis der weniger 
politisch interessierten und engagierten Wähler bereits 
verblasst und sich für die jüngste Wählergeneration keine 
persönlichen Erfahrungen und Erinnerungen damit ver-
binden. Die vergangenen Wahlen hat die PO dank der 
beispiellosen Mobilisierung der großstädtischen libera-
len Wählerschaft gewonnen, die genug von der streit-
süchtig-populistischen Regierung der Kaczyńskis hatte. 
Nach dem tödlichen Unfall des Staatspräsidenten Lech 
Kaczyński bei der Flugzeugkatastrophe von Smolensk 
im April 2010 hat Bronisław Komorowski, der die PO 
repräsentiert, das Amt des Staatspräsidenten übernom-
men. Die vorherrschende Einschätzung, dass ein Wahl-
sieg von PiS in den bevorstehenden Parlamentswahlen 
unwahrscheinlich sei, die sich in den Umfragen in eini-
gen Prozentpunkten mehr für PO widerspiegelt und auf 
diese Weise bestätigt wird, hat ebenfalls einen demobi-
lisierenden Einfluss auf die Wählerschaft der regieren-
den Partei. PiS dagegen hat ein diszipliniertes Wähler-
volk, das seine Partei leidenschaftlich unterstützt und 
von den Meinungsumfragen außerdem nicht sonder-
lich beachtet wird, weil es sich verstärkt in peripheren 
und medial kaum wahrgenommenen Milieus bewegt. 
Die Strategen von PiS verschweigen ganz bewusst nicht, 
dass eine niedrige Wahlbeteiligung ihrer Partei dienen 
würde, da dies den prozentualen Anteil ihrer Wähler-
schaft an den abgegebenen Stimmen erhöhen würde. 

Varianten einer möglichen Koalition
Bisher hat die Enttäuschung eines Teils der PO-Wäh-
ler noch nicht zu einem Anstieg der Unterstützung für 
PiS geführt. Die beiden Parteien sind zu unterschied-
lich und ihre Wähler sind zu gegensätzlich, als dass ein 
gegenseitiges Abwerben von Wählerstimmen möglich 
wäre. Die, die von der PO enttäuscht sind, sehen eher 
die Demokratische Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokra-
tycznej – SLD) als Alternative, was seit einigen Mona-
ten in der steigenden Unterstützung in Meinungsum-
fragen zum Ausdruck kommt: Die SLD liegt bei 15 bis 
20 %. In den letzten Parlamentswahlen trat sie im Wäh-
lerblock Linke und Demokraten (Lewica i Demokraci – 
LiD) an, der 13 % der Stimmen erhielt. Dies erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, dass die SLD der künftigen Regie-
rungskoalition angehören wird, also entweder der beste-
henden Koalition aus PO und PSL beitreten oder die 
PSL ersetzen wird. Die erste Variante würde zwar eine 
weniger plötzliche Veränderung bedeuten, aber für die 
PO die größere Gefahr darstellen, da sie dann zwischen 
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zwei Koalitionspartnern säße, die gleichermaßen for-
dernde soziale Gruppen repräsentieren: die Landwirte 
und Landbevölkerung auf der einen Seite und die Arbei-
ter und die sozial benachteiligte Wählerschaft auf der 
anderen Seite. Dies könnte zu Lähmung und Stagnation 
führen und noch größere Enttäuschung bei den unge-
duldig gewordenen PO-Anhängern hervorrufen. Der 
Austausch des gegenwärtigen Koalitionspartners gegen 
die SLD würde dagegen die Chance eröffnen, die allge-
mein und ungeduldig erwarteten Reformen in der land-
wirtschaftlichen Sozialpolitik durchzuführen. 

Eine Koalition aus PO und SLD wäre auch unter 
kulturellem Aspekt kohärenter. Soziologische Unter-
suchungen zeigen, dass sich die Wähler beider Parteien 
in vielerlei Hinsicht kulturell näher und miteinander 
kompatibel sind. In der polnischen Gesellschaft finden 
immer noch deutliche kulturell-wertebezogene Entwick-
lungen statt. Der Einfluss der katholischen Kirche ver-
ringert sich systematisch und damit verbunden auch der 
kulturelle Konservatismus, der Rigorismus im Lebens-
stil und der mentale Traditionalismus. Dagegen schrei-
ten die Laizisierung und die Liberalisierung der zwi-
schenmenschlichen und sozialen Beziehungen voran. 
Die PO, in der die konservative oder gar kirchennahe 
Strömung immer noch stark, vielleicht die einzige deut-
liche ist, läuft Gefahr, die liberalen Tendenzen und Ver-
änderungen in ihrer Wählerschaft zu verfehlen. Ein gro-
ßer Teil wählte die PO nicht wegen, sondern trotz ihres 
Konservatismus, um so dem radikaleren Konservatis-
mus von PiS vorzubeugen. Die PO kann für diesen Teil 
ihrer bisherigen Wähler allmählich zu konservativ wer-
den, ebenso für die Erstwähler, was zur Unterstützung 
für die SLD führen kann.

Allerdings ruft die Perspektive einer Koalition mit der 
SLD bereits Unzufriedenheit und Spannungen in der PO 
hervor, was dazu führen kann, dass ihr konservativer Flü-
gel die Partei auseinanderbrechen lassen kann. Auch aus 
diesem Grund bevorzugt die PO-Führung die ruhigere 
Koalitionsvariante, nämlich die Fortsetzung der Regie-
rung mit der PSL. Jedoch balanciert die Bauernpartei 
auf dem Grat der 5%-Hürde. Es kann sein, dass sie nicht 
ins Parlament einziehen oder dort nur schwach repräsen-
tiert sein wird. Außerdem ist sie für ihre Illoyalität und 
ihre Bereitschaft bekannt, mit jedem eine Koalition ein-
zugehen – früher hatte sie schon einmal zusammen mit 
der SLD regiert. Nicht ausgeschlossen ist daher auch ein 
Schwenk zu PiS, mit der sie eine ähnliche Wählerschaft 
aus Kleinstädten und Dörfern verbindet. 

Die Strategie für die Wahlen und die 
EU-Ratspräsidentschaft
Die Parteistrategen der PO bemühen sich, den Abfluss 
der Wählerstimmen nach links aufzuhalten, indem 

Politiker der Linken in die eigenen Reihen aufge-
nommen werden und der eigene linke Flügel gestärkt 
wird. Das spektakulärste Beispiel war unlängst der 
Übertritt des bekannten und beliebten SLD-Frakti-
onsmitglieds Bartosz Arłukowicz in die Regierungs-
partei. Er erhielt nicht nur einen Posten als Staats-
minister beim Ministerpräsidenten, ihm wurde auch 
der erste Platz auf der Wahlliste der Stettiner PO ver-
sprochen. Die Strategie der PO besteht darin, einen 
möglichst großen Teil der linken Wählerschaft zu hal-
ten bzw. aufzunehmen, um einer Regierungskoalition 
mit der Linken zu entgehen. Der Ministerpräsident 
und seine Parteikollegen warnen außerdem hartnä-
ckig vor der Möglichkeit einer Koalition aus PiS und 
SLD, was die linken Wähler, vor allem die der PiS 
feindlich gegenüber eingestellten, davon abbringen 
soll, für die SLD zu stimmen. 

Die PO rechnet auch mit der bevorstehenden EU-
Ratspräsidentschaft Polens, die am 1. Juli 2011 beginnt 
und in deren Verlauf der heimische Wahlkampf und 
die Parlamentswahlen stattfinden werden. Die Besu-
che führender europäischer Politiker und die Beratun-
gen europäischer Gremien in diesem Zeitraum verlei-
hen dem Ministerpräsidenten, seiner Regierung und der 
Regierungspartei sicherlich viel Glanz. Fachlich steht 
Polen hinsichtlich der Ratspräsidentschaft allerdings 
auf einer schwachen Position. Die europäische Agenda 
wird zurzeit und sicherlich auch in der Zukunft von Fra-
gen dominiert, zu denen Polen nicht viel sagen und vor-
schlagen kann: die Rettung der Wirtschaft der Länder, 
die zur Euro-Zone gehören – Polen gehört nicht dazu; 
die Politik gegenüber den nordafrikanischen Emanzi-
pationsbewegungen und sozialen Migrationen – in die-
sem Bereich hat Polen keine Erfahrungen und keinen 
Überblick, schon gar nicht im Vergleich zu Frankreich, 
Spanien und Italien. Das Beispiel Tschechien zeigt, dass 
der EU-Ratsvorsitz nicht unbedingt die Position der 
Regierung im Land stärkt: In Tschechien brach in die-
ser Zeit eine Regierungskrise aus. Das Beispiel Ungarn 
zeigt, dass dieses Amt nicht unbedingt spektakulären 
Nutzen bringen muss: Der ungarische Ministerpräsident 
wurde bei der Entscheidung über eine Intervention in 
Libyen, bei der Diskussion über die Möglichkeit einer 
zeitweiligen Wiedereinführung der Grenzkontrollen im 
Schengen-Raum oder bei der EU-Immigrationspolitik 
praktisch übergangen. So kann es auch Polen gesche-
hen, dass die EU-Ratspräsidentschaft weder eine Stär-
kung des Regierungslagers noch prestigereiche Erfolge 
mit sich bringen wird, ganz zu schweigen von fachli-
chen Erfolgen, die sich von der regierenden Partei für 
die Wahlen in Polen politisch ausnutzen ließen. 

Nach einigen Monaten schwankender oder sinken-
der Unterstützung für die PO in Meinungsumfragen sta-
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bilisiert sich die Lage oder zeigt sich sogar eine steigende 
Tendenz. Viele Kommentatoren und Experten beziehen 
das auf den Applaus der Bevölkerung für die energische 
Aktion von Ministerpräsident Tusk gegen die Fußball-
hooligans in polnischen Stadien. Entschiedenheit bei der 
Auseinandersetzung mit aufgestauten und empörenden 
Problemen erweist sich als politisch profitträchtig. Der 
Parteichef und die Führung der Regierungspartei müs-

sen bis zu den Parlamentswahlen im Herbst das aktu-
elle Regierungsgeschäft mit einem mutigeren Vorgehen 
bei der Lösung der wichtigsten Probleme geschickt ver-
binden. Noch ist nicht klar, welche der beiden Aufga-
ben die schwierigere ist.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über den Autor:
Janusz A. Majcherek ist Professor am Institut für Philosophie und Soziologie der Pädagogischen Universität in Krakau 
(Uniwersytet Pedagogiczny w Krakowie). Er schreibt regelmäßig politische und gesellschaftliche Analysen und Kom-
mentare für die Presse (Tygodnik Powszechny, Gazeta Wyborcza), Fernsehsender (TVN24, Superstacja) und Radiosen-
der (TOK FM) in Polen. Darüber hinaus publiziert er in Przegląd Polityczny, im deutsch-polnischen Magazin Dialog 
sowie im Jahrbuch Polen des Deutschen Polen-Instituts.

Umfrage

Das Verhältnis zur Regierung

Grafik 1:	 Das Verhältnis zur Regierung (%)
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Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

http://www.cbos.pl
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Grafik 2:	 Das Verhältnis zur Regierung nach potentiellen Wählerschaften
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Repräsentative Erhebung  5.–11. Mai 2011
Anm.: Aufgrund der geringen Anzahl von PSL-Anhängern in der Umfrage wurden sie nicht in die Auswertung aufgenommen. 
PO – Platforma Obywatelska/Bürgerplattform
SLD – Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz
PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit
Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

Grafik 3:	S ind Sie zufrieden, dass zurzeit … an der Regierungsspitze steht?

Anm.: Die Antwort »schwer zu sagen« wurde nicht berücksichtigt.
Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

http://www.cbos.pl
http://www.cbos.pl
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Grafik 4:	S ind Sie zufrieden, dass Donald Tusk an der Regierungsspitze steht? (%)
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Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

Grafik 5:	S ind Sie zufrieden, dass Donald Tusk an der Regierungsspitze steht?  
(nach potentiellen Wählerschaften)

90

50

9

30

30

5

10

3

20

22

5

40

88

50

49

0% 20% 40% 60% 80% 100%

PO

SLD

PiS

unentschieden

beabsichtigt nicht, 
wählen zu gehen

ja schwer zu sagen nein

Repräsentative Erhebung: 5.–11. Mai 2011
Anm.: Aufgrund der geringen Anzahl von PSL-Anhängern in der Umfrage wurden sie nicht in die Auswertung aufgenommen. 
PO – Platforma Obywatelska/Bürgerplattform
SLD – Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz
PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit
Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

http://www.cbos.pl
http://www.cbos.pl
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Grafik 6:	 Wie beurteilen Sie die Ergebnisse der Tätigkeit der Regierung von Ministerpräsident 
Donald Tusk seit ihrer Amtsübernahme? (%)
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Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

Grafik 7:	E rmöglicht die Politik der gegenwärtigen Regierung eine Verbesserung der  
wirtschaftlichen Lage?

Anm.: Die Antwort »schwer zu sagen« wurde nicht berücksichtigt.
Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

http://www.cbos.pl
http://www.cbos.pl
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Grafik 8:	 Bewertung der Wirtschaftspolitik der Regierung von Ministerpräsident Donald 
Tusk (nach potentiellen Wählerschaften, %)
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Repräsentative Erhebung  5.–11. Mai 2011
Anm.: Aufgrund der geringen Anzahl von PSL-Anhängern in der Umfrage wurden sie nicht in die Auswertung aufgenommen. 
PO – Platforma Obywatelska/Bürgerplattform
SLD – Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz
PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit
Quelle: CBOS BS/56/2011: Stosunek do rządu w maju [Das Verhältnis zur Regierung im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

Grafik 9:	 Würden Sie bei Parlamentswahlen wählen gehen?
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Quelle: CBOS BS/54/2011: Preferencje partyjne w maju [Parteipräferenzen im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl
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Grafik 10:	Wen würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Parlaments- und Senatswahlen 
wären?
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W TYCH WYBORACH? 

 

 Odpowiedzi osób deklarujących wzięcie udziału w potencjalnych wyborach  
 

XI
2007

XII I
2008

II III IV V VI VII VIII IX X XI XII I
2009

II III IV V VI VII VIII IX X XI XII I
2010

II III IV V VI VII VIII IX X XI XII I
2011

II III IV V

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

PO

PiS

PSL

SLD*

 

 

* XI 2007 – III 2008 deklaracje poparcia dla koalicji Lewica i Demokraci (SLD+SdPl+UP+PD) 

Tabela 2 

Odpowiedzi osób deklarujących wzięcie udziału  
w potencjalnych wyborach*  

VIII 
2010 

IX 
2010 

X 
2010 

XI 
2010 

XII 
2010 

I 
2011 

II 
2011 

III 
2011 

IV 
2011 

V 
2011 

Gdyby w najbliższą niedzielę 
odbywały się wybory do Sejmu 
i Senatu, to na kandydatów 
której partii lub ugrupowania 
głosował(a)by Pan(i) w tych 
wyborach?  w procentach 
Platforma Obywatelska RP 41 43 39 40 41 39 37 35 31 37 
Prawo i Sprawiedliwość 29 23 23 19 21 20 20 18 23 21 
Sojusz Lewicy Demokratycznej 9 13 9 11 11 9 12 16 12 12 
Polskie Stronnictwo Ludowe 3 3 4 6 6 6 4 4 5 4 
Krajowa Partia Emerytów 
i Rencistów 1 1 1 0 0 0 0 2 1 1 
Liga Polskich Rodzin 1 1 1 1 1 1 0 1 1 1 
Partia Kobiet 1 1 2 1 1 1 1 1 1 1 
Polska Jest Najważniejsza - - - - 1 3 4 3 2 1 
Ruch Poparcia Palikota - - 2 0 0 1 0 1 1 1 
Unia Polityki Realnej 1 1 1 1 0 1 1 0 1 1 
Unia Pracy 0 0 0 0 0 0 0 1 0 1 
Partia Demokratyczna – 
demokraci.pl 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 
Polska Partia Pracy 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 
Prawica Rzeczypospolitej 0 0 0 0 0 0 0 0 1 0 
Samoobrona RP 0 0 0 0 1 1 0 1 0 0 
Socjaldemokracja Polska 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 
Stronnictwo Demokratyczne 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
Wolność i Praworządność - - 0 0 0 1 1 1 0 0 
Inne 0 1 2 1 2 0 1 1 3 1 

Trudno powiedzieć 14 12 14 19 14 17 18 16 18 18 
N= 626 654 648 646 1140 610 605 573 679 689 

* Podstawą procentowania są wszyscy ci, którzy deklarują, że na pewno wezmą udział w wyborach  

Anm.: Berücksichtigt wurden die Antworten derer, die angaben, zur Wahl gehen zu wollen.
*November 2007 bis März 2008: Unterstützung für das Bündnis Lewica i Demokraci (Linke und Demokraten), bestehend aus SLD, 
SdPl, UP und PD 
PO – Platforma Obywatelska/Bürgerplattform
SLD – Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz
PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit
PSL – Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei
Quelle: CBOS BS/54/2011: Preferencje partyjne w maju [Parteipräferenzen im Mai]. Warszawa 05/2011. www.cbos.pl

Chronik

Vom 17. Mai bis 6. Juni 2011
17.05.2011 Der Berater des Staatspräsidenten, Tomasz Nałęcz, spricht sich dafür aus, dass die CDU-Bundestagsabgeordnete 

und Vorsitzende des Bundes der Vertriebenen (BdV), Erika Steinbach, die Möglichkeit haben sollte, die Kirche 
der Seeleute (Kościół Ludzi Morza) »Stella maris« in Gdingen (Gdynia) zu besuchen, in der eine Gedenktafel an 
die Opfer der 1945 versenkten Flüchtlingsschiffe »Wilhelm Gustloff«, »Steuben« und »Goya« erinnert. Anlass des 
Kommentars von Nałęcz ist der geplante Besuch von Steinbach in Gdingen, Danzig (Gdańsk) und ihrem Geburts-
ort Rahmel (Rumia), in dessen Vorfeld der Redemptoristenorden als Hausherr der Kirche »Stella maris« angekün-
digt hat, am betreffenden Tag die Kirche nur zum Gottesdienst zu öffnen.

18.05.2011 Verteidigungsminister Bogdan Klich stellt auf einer Pressekonferenz den Verteidigungshaushalt für das Jahr 2012 
vor, der 29,3 Mrd. Zloty (ca. 7,38 Mrd. Euro), das ist ein Zuwachs um 7 %, betragen wird. Klich kündigt den Kauf 
von Kampfhubschraubern und -flugzeugen sowie die Modernisierung der Flugabwehr an.

19.05.2011 Auf der Gedenkfeier auf dem St. Annaberg (Woiwodschaft Oppeln – województwo opolskie) zum 90. Jahrestag 
des Dritten Oberschlesischen Aufstands weist Staatspräsident Bronisław Komorowski darauf hin, dass die Schle-
sischen Aufstände Schlesien mit dem polnischen Mutterland fest verbunden hätten und so auch das Schlesiertum 
und das Polentum. Komorowski erinnert daran, dass die Einstellung zu den Aufständischen schlesische Dörfer, 
Städte, aber auch Wohnblocks und Familien gespalten habe. So seien beispielsweise Schlesier, die sich als Deut-
sche fühlten, gegen den Aufstand gewesen.
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20.05.2011 In Bromberg (Bydgoszcz) trifft sich Außenminister Radosław Sikorski mit seinen Amtskollegen des Weimarer Drei-
ecks (Polen, Deutschland, Frankreich), Guido Westerwelle und Alain Juppé. Thematisiert werden die EU-Rats-
präsidentschaft Polens in der zweiten Jahreshälfte 2011, die Situation in Belarus und in den arabischen Staaten 
und das Verhältnis zwischen der EU und Kroatien sowie der Ukraine. Sikorski kündigt Sanktionen gegen bela-
russische Firmen an, die die Regierung von Alexander Lukaschenko unterstützen. 

21.05.2011 Auf dem Kongress des Jugendverbands von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), Jugendforum 
PiS (Forum Młodych PiS), wird ein Beschluss verabschiedet, der die Regierung auffordert, gegen die Arbeitslosig-
keit unter jungen Menschen entschieden vorzugehen, die derzeit bei 23 % in der Altersgruppe bis 25 Jahre liege. 

22.05.2011 Einem Bericht der Tageszeitung »Gazeta Wyborcza« zufolge hat der Pfarrer der Kirche »Stella maris« in Gdingen 
(Gdynia) seine Ankündigung aufgehoben, die Kirche während des Besuchs der CDU-Bundestagsabgeordneten 
und Vorsitzenden des Bundes der Vertriebenen (BdV), Erika Steinbach, in Gdingen nur für den Gottesdienst zu 
öffnen. Dies sei aufgrund einer Initiative des deutschen Generalkonsuls geschehen. In der Kirche »Stella maris« 
befindet sich eine Gedenktafel für die Opfer der 1945 versenkten Flüchtlingsschiffe »Wilhelm Gustloff«, »Steu-
ben« und »Goya«, an der Steinbach beabsichtigt, Blumen niederzulegen.

23.05.2011 Die Tageszeitung »Gazeta Wyborzca« verleiht Bundespräsident a.D. Richard von Weizsäcker den Titel »Mann 
des Jahres« (Człowiek Roku). In der Begründung schreibt Chefredakteur Adam Michnik, Weizsäcker sei für die 
Zeitung das Vorbild eines Politikers, der Christ sei, eines deutschen Patrioten, der ein konsequenter Demokrat 
sei, und eines Europäers, der eine Synthese aus nationalen und universalen Werten verkörpere. Für die Polen habe 
sein Engagement für den polnisch-deutschen Dialog, den Beitritt Polens zur NATO und zur Europäischen Union 
große Bedeutung gehabt.

24.05.2011 Der stellvertretende Sejmmarschall Jerzy Wenderlich (Demokratische Linksallianz/Sojusz Lewicy Demokratycz-
nej – SLD) wirft der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) auf einer Pressekonferenz vor, der katholi-
schen Kirche nachzugeben, da Sejmmarschall Grzegorz Schetyna (PO) untersagt hat, eine Ausstellung über Abtrei-
bungen in Polen im Sejm zu zeigen. So würden Abtreibungen in den Untergrund verdrängt. Schetyna hatte seine 
Entscheidung damit begründet, dass bis zu den Parlamentswahlen im Herbst keine Ausstellungen im Sejm gezeigt 
werden sollen, deren Inhalt im Wahlkampf instrumentalisiert werden könnten. 

25.05.2011 In den 16 Woiwodschaftshauptstädten finden unter dem Motto »Eure Politik – unsere Armut« Demonstrationen 
mit insgesamt 30.000 bis 50.000 Teilnehmern statt. Organisator ist die Unabhängige Selbstverwaltete Gewerk-
schaft Solidarność (Niezależny Samorządny Związek – NSZZ Solidarność). 

26.05.2011 Der Sejm lehnt den Antrag von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) auf ein Misstrauensvo-
tum gegen Gesundheitsministerin Ewa Kopacz ab. PiS wirft Kopacz u. a. die Privatisierung von Krankenhäusern 
vor, was zu einer Kommerzialisierung des Gesundheitswesens führen könne.

28.05.2011 Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Ministerpräsident Donald Tusk stellt der US-amerikanische Präsi-
dent Barack Obama Polen als einen der engsten und stärksten Verbündeten der Vereinigten Staaten heraus. Für 
den Herbst dieses Jahres kündigt er einen amerikanisch-polnischen Runden Tisch für wirtschaftliche Entwick-
lung und Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern an. Tusk begrüßt das Angebot der USA, in Energiefragen 
(Schiefergas, Atomenergie) mit Polen zusammenzuarbeiten. 

30.05.2011 In Warschau findet eine gemeinsame Sitzung der Präsidien des Sejm und des Bundestags aus Anlass des 20. Jahres-
tags der Unterzeichnung des deutsch-polnischen Vertrags über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusam-
menarbeit statt. Thematisiert werden u. a. der Status der in Deutschland lebenden Gruppe der Deutschen mit pol-
nischsprachigem und polnischem kulturellem Hintergrund, die Situation in Nordafrika und die polnische EU-
Ratspräsidentschaft in der zweiten Jahreshälfte 2011.

31.05.2011 Die Regierung verabschiedet das Programm für die polnische EU-Ratspräsidentschaft, die am 1. Juli 2011 begin-
nen wird. Prioritäten sind die Integration der EU-Länder als Quelle für Wachstum und Entwicklung, eine euro-
päische Verteidigungspolitik und die Erweiterung der EU in der Zukunft, konkret in Richtung Kroatien, Serbien, 
Montenegro und Moldawien. Ministerpräsident Donald Tusk appelliert an die Sejmfraktionen, die Ratspräsident-
schaft nicht im Wahlkampf für die Parlamentswahlen in Polen im Herbst zu instrumentalisieren.

01.06.2011 Das Militärkreisgericht in Warschau spricht die sieben polnischen Soldaten frei, die im August 2007 bei Nangar 
Khel (Afghanistan) sechs Zivilisten getötet hatten. Grund sei der Mangel an Beweisen, dass die Soldaten die Zivi-
listen auf Befehl oder absichtsvoll getötet hätten und dass es zu einem Kriegsverbrechen gekommen sei. Ließen 
sich Zweifel nicht ausräumen, dürfe nicht zum Nachteil der Angeklagten entschieden werden. 
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02.06.2011 Sejmmarschall Grzegorz Schetyna (Bürgerplattform/Platforma Obywatelska – PO) spricht sich dafür aus, das 
Gesetzesprojekt über gleichgeschlechtliche Partnerschaften erst in der nächsten Legislaturperiode im Sejm zu 
behandeln. Das Gesetz sei zu schwierig und emotional belastet, als dass es noch vor den Parlamentswahlen im 
Herbst verabschiedet werden sollte.

02.06.2011 Ministerpräsident Donald Tusk stellt in Paris seinem Amtskollegen François Fillon und dem französischen Staats-
präsidenten Nicolas Sarkozy das Programm der polnischen EU-Ratspräsidentschaft vor, die am 1. Juli 2011 begin-
nen wird. Tusk hebt die Vereinbarung hervor, dass Frankreich sich nicht gegen die Förderung von Schiefergas in 
Polen stellen werde. Darüber hinaus könne Polen mit der Unterstützung Frankreichs bei den Arbeiten am Assozi-
ierungsabkommen und in Sachen Freihandelszone zwischen der EU und der Ukraine rechnen. 

04.06.2011 In Warschau findet der erste Parteitag von Polen ist das Wichtigste (Polska Jest Najważniejsza – PJN) statt, auf 
dem Joanna Kluzik-Rostowska, Gründungsmitglied und Vorsitzende, mitteilt, dass sie nicht für die Wahl der 
Parteivorsitzenden zur Verfügung stehe. Neuer Chef von PJN wird der Europaabgeordnete Paweł Kowal. Klu-
zik-Rostowska begründet ihren Rückzug damit, dass die Auseinandersetzung von PJN mit der Partei Recht und 
Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), die zur Gründung von PJN geführt hatte, nicht mehr ihren Vor-
stellungen entspreche. 

06.06.2011 Der Fraktionsvorsitzende der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) Tomasz Tomczykiewicz gibt 
bekannt, dass die PO offen für die Aufnahme ehemaliger Parteimitglieder von Polen ist das Wichtigste (Polska 
Jest Najważniejsza – PJN) sei.
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